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Durch den neuen Bundestag mit linker Allparteienkoalition, die vor der
Brandmauer zu verorten ist, sind konservative Entscheidungen nicht zu
erwarten. Auch nicht im Bereich Klima und Energie. Es wird Kosmetik
geben, keine Kursänderung. Man darf die Grünen nicht verärgern, sie
werden noch gebraucht.

von Frank Hennig

Aus einer „Fortschrittskoalition“ soll eine „Arbeitskoalition“ werden.
Sie wird nach dem kleinsten gemeinsamen Nenner arbeiten, aber inhaltlich
ohnehin dicht beieinander liegen. Machterlangung und Machterhalt lassen
sich für einen Kanzler Merz nur umsetzen, wenn er brav über jedes
Stöckchen springt. Es reicht die Drohgebärde mit Neuwahlen, die der
CDU/CSU sehr schaden würden.

Der Koalitionsvertrag wird von 256 Politikern aus der Union und der SPD
in 16 Arbeitsgruppen verhandelt. Die Rede ist von „Fachpolitikern“.
Schauen wir uns diese aus der „Arbeitsgruppe 15 – Klima und Energie“
etwas näher an.

Olaf Lies ist der Chefverhandler der SPD, ist derzeit
Wirtschaftsminister in Niedersachsen – ein diplomierter Elektrotechniker
– Treffer! Seine diebische Freude über die ersatzlose Stilllegung des
Kernkraftwerks Emsland deutet allerdings darauf hin, dass ihm
hinsichtlich größerer Zusammenhänge das Verständnis wohl fehlt. Lies ist
von der Ausbildung her der einzige Fachkundige der ganzen Arbeitsgruppe.
Alle anderen sind Politikprofis, in der Mehrzahl Politikwissenschaftler
und Juristen. Alle haben eine stramme Parteikarriere hinter sich,
niemand von ihnen hat je in der Industrie wertschöpfend gearbeitet. Mit
Nina Scheer und Johann Saathoff finden sich ausgemachte Solar- und
Windlobbyisten, mit Jakob Blankenburg ein Aktivist aus der
Anti-Fracking-Szene.

Delara Burkhardt ist Sozial- und Politikwissenschaftlerin und
erarbeitete beim DGB-Nord einen Gleichstellungsreport. Was sie für diese
Arbeitsgruppe qualifiziert, ist völlig unklar. Thomas Gebhart war bisher
Staatssekretär im Gesundheitsministerium. Zu finden ist noch ein
Bankkaufmann, ein BWLer, ein Staatssekretär für Heimat, Gleichstellung,
Kommunales und Bau aus NRW und mit Dietmar Woidke ein promovierter
Agraringenieur, der als amtsmüder brandenburgischer Ministerpräsident
immer noch glaubt, man könne die Lausitzer Braunkohle durch ganz, ganz
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viele Wind- und Solaranlagen und natürlich Wasserstoff ersetzen.

Was steht drin im bekannt gewordenen Papier aus dieser Arbeitsgruppe?
Überwiegend wenig konkret gehaltene Absichtsbekundungen. Das „Klimaziel“
2045 wird beibehalten, „… wohlwissend, dass die Erderwärmung ein
globales Problem ist und die Weltgemeinschaft es gemeinsam lösen muss“.
Danach folgen ausschließlich nationale Maßnahmen und der Verweis auf
Innovationen, die aber nicht benannt werden. Als Hinweis: Alte
„Erneuerbare“ wie Windkraft und PV sind keine Innovation. Der European
Green Deal und der Clean Industrial Act sollen weiterentwickelt werden,
was zum weiteren Zurückfallen im globalen Wettbewerb führen wird.

CO2-Einnahmen aus den „Preissprüngen“ für die Verbraucher sollen
zurückgegeben werden. Also rechte Tasche – linke Tasche und dazwischen
jede Menge verlustreiche Bürokratie, denn die „Reichen“ sollen natürlich
weniger zurückbekommen als die Armen. Den Spitzensteuersatz erreichen
heute gut verdienende Facharbeiter, zum Beispiel Obermaschinisten in
Kraftwerken. Damit gehören sie zu den Reichen.

Auch in diesem Papier zeigt unklare Sprache das unklare Denken von
Politikern. „Wir stärken auch innovative Technologien wie Abwasserwärme
…“. Wärme ist keine Technologie. Die Wärmerückgewinnung wird gesondert
erwähnt. Anzumerken ist, dass es sich dabei um Wärme auf niedrigem
Temperaturniveau handelt, die aufwändig über Wärmepumpen gehoben werden
muss, um sinnvoll eingesetzt zu werden. Die Flugwindkraft wird erwähnt,
die schon vor fast zehn Jahren kurz vor dem Durchbruch zur kommerziellen
Anwendung stand und dort immer noch steht.

Ein Monitoring zum Stand der Energiewende wird angekündigt, das ist
schlicht das Eingeständnis, dass ein Überblick nicht vorhanden ist.
Nicht zuletzt, weil das Habeck-Ministerium seiner selbstgegebenen
Verpflichtung zu Zwischenberichten zum Stand des Kohleausstiegs nicht
nachgekommen war. Kritik dazu gab es zu keiner Zeit von einer anderen
Partei des Bundestags. Die „Erneuerbaren“ sollen systemdienlich
ausgebaut werden. Wie das mit zufällig anfallendem Strom genau aussehen
soll, bleibt unklar. Wenn sie künftig kostenfrei abgeregelt werden
dürften, wäre das ein Fortschritt, aber so ist es wohl nicht gemeint.

Die Senkung der Strompreise soll über die Senkung der Stromsteuer und
anderer Strompreiskomponenten erfolgen, aber eben nicht durch eine
bessere Wirtschaftlichkeit des Systems. Staatsgeld, also Steuergeld,
soll in ein dauerhaft ineffizientes System gepumpt werden.

Zur Flexibilisierung des Stromsystems wird wiederum die Nutzung der
Batteriespeicherkapazität von E-Mobilen angesprochen, ein Thema, das
seit mehr als zehn Jahren gärt und wofür es bis heute noch nicht einmal
eine gesetzliche Grundlage gibt. „Im Offshore-Bereich werden wir uns der
so genannten Abschattungsproblematik annehmen.“ Wie das geschehen soll,
bleibt unklar. Einzige Lösung wäre die Rücknahme der Ausbauziele. Bei
der (in Deutschland wenig ergiebigen) Geothermie soll das



Fündigkeitsrisiko durch den Staat übernommen werden. Auch hier wird
Steuergeld verloren gehen.

Zur Stabilisierung der Strompreise sollen künftig Reservekraftwerke zum
Einsatz kommen. Nachdem schon 2022 Braunkohleblöcke aus der sogenannten
Sicherheitsbereitschaft befristet zurückgeholt worden waren, ist die
strompreisbedingte Rückholung von Reserve-Gas- und Kohlekraftwerken an
den Markt das Eingeständnis eines schon gescheiterten Kohleausstiegs.

Im Widerspruch dazu soll der Kohleausstiegspfad bis 2038 beibehalten
werden, aber: „Der Zeitplan, Kohlekraftwerke vom Netz oder in die
Reserve zu nehmen, muss sich danach richten, wie schnell es gelingt,
steuerbare Gaskraftwerke tatsächlich zuzubauen.“ Das erfordert schnelles
Handeln, haben sich doch alle Unternehmen schon auf die
Stilllegungstermine eingestellt und ein Großteil des Personals wird
absehbar in die Rente gehen, bevor auch nur ein erstes Reservekraftwerk
nach Kraftwerkssicherheitsgesetz in Betrieb gehen wird. Diese Aussage
ist nicht ausreichend, um der von der Ampelregierung nachhaltig
geschädigten Kraftwerkslandschaft wieder Leben einzuhauchen.

Zahlen, bitte
Am Ende gibt es Schätzungen zum Finanzaufwand. Beginnend 2025, dann
teils ansteigend, soll es jährlich 4,8 Milliarden Euro für die Senkung
der Stromsteuern geben, 5,4 Milliarden für die Senkung der Netzentgelte.
Industriestrompreis: Fragezeichen. Ersatzkraftwerke: Fragezeichen.

Wasserstoffkernnetz: Fragezeichen. Unklar also, was das alles kostet,
aber versprochen ist es schon mal. Wer will noch, wer hat noch nicht?
Insgesamt führen die im Papier genannten Maßnahmen zum
Bürokratieaufwuchs. Wenn immer mehr reguliert werden soll, erfordert das
mehr Anträge, mehr Antragsprüfung, mehr Zahlungsabläufe und mehr
Kontrolle. Staatsapparat und öffentlicher Dienst werden weiter wachsen.

Eine putzige Formulierung lautet „klimaneutrale Moleküle“. Sollte damit
Wasserstoff gemeint sein, so ist das sachlich falsch, denn dieser ist
ein sogenanntes Treibhausgas.

Die Differenzpunkte sind andersfarbig und durch eckige Klammern
hervorgehoben. Von einem „Neustart der Energiewende“ will vermutlich die
Union sprechen, die SPD als bisher regierende Partei mit Sicherheit
nicht. Potenziale „konventioneller Gasförderung im Inland“ sind in
Differenz. Offensichtlich lehnt die SPD nicht nur das Fracking, sondern
auch die herkömmliche Gasförderung ab.

Die Absicht, Verbandsklagerechte zu reduzieren und HGÜ-Leitungen
(Gleichstrom-Erdkabel) möglichst als Freileitungen auszuführen, trägt
die Handschrift von CDU/CSU, die Roten wollen das nicht. Die Frage, ob
das Zwei-Prozent-Flächenziel beibehalten oder ein Ökostromziel
festgelegt wird, ist hingegen unerheblich, beides ist Planwirtschaft.



Abscheidung und Speicherung von CO2 (CCS) darf laut SPD nur für
unvermeidbare Emissionen der Industrie angewendet werden, nicht für
Gaskraftwerke, was den Wünschen der „Erneuerbaren“-Lobby entspricht
(„brauchen mehr Erneuerbare“). Als Einzelmeinung der CDU/CSU findet sich
der Hinweis auf die Kernenergie, die eine bedeutende Rolle spielen
„kann“. Obwohl das im Ungefähren bleibt, sträuben sich die
Antiatomaktivisten der SPD dagegen.

Größere Differenzen scheint es zum Umgang mit dem Heizungsgesetz zu
geben. Wer gibt schon gern zu, hier in der Ampel-Regierung einen
völligen Flop produziert zu haben? Mein Tipp: Es wird eine Novelle
geben, die an Schrauben dreht, aber am Inhalt wenig ändert.

Ziel sei eine konsequente Ausrichtung der Energiepolitik auf
Bezahlbarkeit, Kosteneffizienz und Versorgungssicherheit. Also die
altbekannten Forderungen nach dem energiepolitischen Zieldreieck, das
sich auch im Paragrafen 1 des Energiewirtschaftsgesetzes wiederfindet.
Wie sich dieses Ziel mit der inzwischen verstetigten Subventionierung
der Windkraft aufgrund ihrer Marktferne, verträgt, bleibt ein Geheimnis
der „Fachpolitiker“. In guter Merkeltradition wird versucht, alle
Probleme ungeeigneter Technologien mit Geld zuzuschütten. Anstelle den
Pfad „Ökostrom zu jedem Preis“ zu verlassen, wird dieser beibehalten.
Die Insolvenz dieses Systems ist nur eine Frage der Zeit.

Vom Markt zum Plan
Politik soll Wirtschaft dominieren. „Die Wirtschaft braucht Führung und
eine angebotsorientierte Politik“, forderte der Generalsekretär des
Wirtschaftsrates der CDU, Wolfgang Steiger. „Nur mit
angebotsorientierten Investitionsanreizen könne Deutschland den Weg aus
der wirtschaftlichen Krise finden“, assistierte die Paderborner CDU-
Kreisvorsitzende Corinna Rotte. Beide scheinen vergessen zu haben, dass
der wirtschaftliche Erfolg der alten Bundesrepublik darauf beruhte, dass
Firmen, untereinander im Wettbewerb stehend, versuchten, den Bedarf der
Bevölkerung zu befriedigen und zwar nach deren Wünschen. Angebotspolitik
machte das Politbüro der SED, indem per Staatsplan festgelegt wurde, was
„den Menschen“ geliefert wird. Diese Vorgaben an Produktion in Qualität
und Quantität bildeten die Grundlage der sich herausbildenden
Mangelwirtschaft.

Technischer Fortschritt entsteht durch technologieoffenes Streben auf
freien Märkten nach den besten Produkten, für die Bedarf besteht.
Technologiefestlegungen (klima)politischer Art, gemacht von Politikern
mit teils fragwürdigen Bildungsverläufen und für die Ewigkeit angelegt,
verhindern Innovationen und sorgen für Nachteile im globalen Wettbewerb.

Inzwischen forderte der Arbeitgeberverband Gesamtmetall, die
Verhandlungen zu den Wirtschaftsthemen völlig neu zu starten. Das wird
mit Sicherheit nicht passieren, denn auch die CDU/CSU will
offensichtlich den Weg der Sozialen Marktwirtschaft zugunsten einer
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klimaökologischen Planwirtschaft verlassen.

Am Ende wird ein Koalitionsvertrag stehen, der nicht belastbar ist und
der wie auch der Koalitionsvertrag der „Fortschrittskoalition“ bald
keinen mehr interessieren wird. Auch eine „Arbeitskoalition“ kann
Ausschuss produzieren. Der Abwärtstrend der deutschen Wirtschaft wird
sich fortsetzen, Brandmauern und Demos gegen Rechts sind dabei nicht
hilfreich. Die nächste Regierung wird wieder Schuldige suchen und dann,
hoffentlich, die Richtigen auch finden. Die Einführung eines
Tatbestandes der Politikerhaftung wäre überfällig.

Die Mitglieder (Fachpolitiker) der Arbeitsgruppe
15, Klima und Energie:
CDU:
Andreas Jung, Rechtsanwalt, ehem. Ausschussmitglied Wirtschaft und
Energie bzw. Klima und Energie und Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit
Thomas Gebhart, bisher Staatssekretär im Gesundheitsministerium,
Politikwissenschaftler
Jan Heinisch, Kommunalpolitiker, Staatssekretär im Ministerium für
Heimat, Gleichstellung, Kommunales Bau NRW
Mark Helfrich, Kaufmann, BWLer, ehem. Ausschussmitglied Wirtschaft und
Energie bzw. Klima und Energie
Tilman Kuban, ehem. Vorsitzender der JU, Jurist
Lars Rohwer, Bankkaufmann

CSU:
Martin Huber, CSU-Generalsekretär, Politik-, Wirtschafts- und
Sozialgeschichtler
Anja Weisgerber, Rechtsanwältin
Andreas Lenz, BWLer, Unternehmensberater

SPD:
Olaf Lies, Wirtschaftsminister Niedersachsen, diplomierter E-Techniker
Nina Scheer, promovierte Politikwissenschaftlerin, Juristin, staatl.
geprüfte Violinistin
Jakob Blankenburg, abgebrochener Student der Politikwissenschaften,
Pressereferent der SPD im Landtag NDS, Aktivist gegen Fracking,
Delara Burkhardt, Sozial- und Politikwissenschaftlerin
Ulf Kämpfer, promovierter Jurist (verheiratet mit einer Grünen-
Politikerin)
Johann Saathoff, Diplom-Verwaltungswirt
Dietmar Woidke, Ministerpräsident Brandenburgs, promovierter
Agraringenieur

Der Beitrag erschien zuerst bei TE hier
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Baumscheiben erzählen die wahre
Klimageschichte
geschrieben von Admin | 4. April 2025

Eine aktuelle Buchbesprechung

von Edgar L. Gärtner

Burghart Schmidt hat bis 2008 über 30 Jahre lang das Forschungslabor für
Dendrochronologie und Dendro-Klimatologie am Institut für Ur- und
Frühgeschichte der Universität Köln geleitet. Zusammen mit dem bekannten
Technik-Journalisten Holger Douglas hat er nun im Stuttgarter Neusatz-
Verlag einen gut ausgestatteten Bildband veröffentlicht, in dem er seine
zum Teil in Zusammenarbeit mit anderen Instituten erzielten
Forschungsergebnisse veröffentlicht. Diese bestätigen die meisten
Erkenntnisse anderer Natur- und Kulturwissenschaftler über die
Entwicklung des europäischen Klimas in den letzten 10.000 Jahren und
erlauben darüber hinaus einen globalen Vergleich der Ergebnisse
physikalischer und biologischer Datierungsmethoden.

Die heutige Großstadt Köln entstand linksrheinisch auf dem Platz des
Oppidum Ubiorum, das heißt auf dem Gebiet des Germanenstammes der Ubier.
Sie erhielt im Jahre 50 n.Chr. die Stadtrechte und nannte sich fürderhin
Colonia Claudia Ara Agrippinensium (CCAA). Die Stadtgründung fiel in die
Zeit eines starken demografischen Wachstums – vor allem durch den Zuzug
von Siedlern aus dem Süden, der durch ein mildes Klima begünstigt wurde.
Die florierende Großstadt Köln erwies sich in der zweiten Hälfte des 20.
Jahrhunderts mit seinen Tiefbau-Großbaustellen für die Errichtung einer
unterirdischen Nord-Süd-Verbindung, der Philharmonie und des Walraff-
Richartz-Museums als beinahe ideales Versuchsfeld für den Einsatz der
Dendrochronologie für die Erforschung der Klima- und Kulturentwicklung
in den letzten Jahrtausenden. Dabei nutzen die Forscher die bekannte
Tatsache, dass die Breite der Jahrringe mit dem Wetter schwankt.
Mithilfe von Referenz-Jahrring-Sequenzen konnten die Forscher das genaue
Jahr des Baus einer Hafenanlage zwischen dem Rheinufer und der
vorgelagerten Insel sowie die geografische Herkunft der dort für die
Errichtung von Spundwänden benutzten Eichenstämme ermitteln.

Im Jahre 89 n.Chr. erhielt die CCAA den Status der Provinzhauptstadt
Niedergermaniens. Dadurch verwandelte sich das Rheinufer in eine
Großbaustelle. Der Bau einer vier Kilometer langen Stadtmauer aus Stein
und Beton wurde in Angriff genommen. Die dabei verwendeten langen
Tannen-Schalbretter blieben im feuchten Boden und überdauerten dort zwei
Jahrtausende. So konnte deren genaues Alter und Herkunft beim Bau der
Philharmonie und der U-Bahn mithilfe der Dendrochronologie bestimmt
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werden. Das Einrammen der Pfähle für den Bau einer Stützmauer, einer
Brücke zur Insel und die Anlage einer Mole aus Eichenpfählen konnte nur
bei Niedrigwasser durchgeführt werden. Das war im Jahr 49 der Fall, als
Germanien offenbar einen „Jahrhundertsommer“ erlebte. Deshalb begannen
die Arbeiten, die im Bauboom von 89 gipfelten, schon in diesem Jahr.
Insgesamt brauchten die römischen Baumeister für die urbanistischen
Projekte des Jahres 89 etwa 2.500 mächtige Traubeneichen aus dem
Bergischen Land und anderen deutschen Mittelgebirgen bzw. 1.000 Tannen
aus dem Schwarzwald. Die Baumstämme wurden mithilfe von Plattboden-
Lastkähnen (Prahms) auf dem Rhein transportiert oder geflößt. Eine
vollständig erhaltene Prahm von 23 Metern Länge wurde auf dem Grund der
Fahrrinne zwischen der Insel und der Stadt ausgegraben.

Die Bäume wachsen am besten in feucht-warmem Klima und erheblich
schlechter bei Kälte oder trockener Hitze. Deshalb kann die Jahrring-
Breite kein direkter Indikator für die Entwicklung der
Durchschnittstemperatur eines Standortes sein. Am leichtesten fällt die
Altersbestimmung von Baumscheiben in Perioden mit relativ stabilem
Klima. Das war offenbar in den Jahrzehnten um Christi Geburt der Fall.
Schwieriger wurde es zwischen den Jahren 200 und 400 n. Chr., als eine
Klimaverschlechterung vermutlich zu ersten Barbaren-Einfällen ins
Römerreich führte. Und es stellte sich heraus, dass es auch in der
vorchristlichen Zeit Perioden mit sehr wechselhaftem Klima gab, in denen
Versuche der Altersbestimmung allein nach der Baumringbreite keine
befriedigenden Antworten liefern konnten.

Zum Glück steht den Forschern seit dem Jahre 1952 die vom amerikanischen
Chemie-Nobelpreisgewinner Willard Frank Libby entwickelte alternative
Methode der Altersbestimmung mithilfe des instabilen Kohlenstoff-Isotops
C14 zur Verfügung. Normalerweise liegt in der Atmosphäre nur eines von
einer Billion Kohlenstoff-Atomen als C14 -Isotop vor. Die Halbwertszeit
von C14 beträgt 5570 Jahre. So lässt sich das Verhältnis von C14 zu
normalen Kohlenstoff-Atomen (C12) in abgestorbener organischer Substanz
für deren Altersbestimmung nutzen. Deshalb wurde die C14-Bestimmung zu
einer eminent wichtigen Methode der Geschichtswissenschaft. Infolge
dessen musste der Beginn der Jungsteinzeit um mindestens 800 Jahre
weiter in die Vergangenheit gelegt werden.

Seit den 1980er Jahren sind die allermeisten der damit befassten
Forscher überzeugt, dass die C14-Kurven und die Baumringmuster
verschiedenster Standorte die Entwicklung der Sonnenaktivität
widerspiegeln. Bei schwacher Sonnenaktivität (ablesbar an der geringen
Zahl oder dem völligen Fehlen von Sonnenflecken) steigt der C14-Anteil.
Pionierarbeit leistete dabei der kalifornische Physiker Hans Suess.
Dieser hatte den Vorteil, dass er seine Baumring- und C14-Kurven an über
2000-jährigen lebenden Mammutbäumen eichen konnte. Burghart Schmidt, der
Autor des vorliegenden Bildbandes, entwickelte in Zusammenarbeit mit dem
Physiker Wolfgang Gruhle mithilfe von Korrelationsberechnungen im
gleitenden Zeitfenster einen Homogenitäts-Index (HG-Index), der sich
besser für die Aufdeckung des Einflusses von Schwankungen der



Sonnenaktivität auf die Niederschlagsneigung und das Baumwachstum eignet
als die alleinige Untersuchung der Jahrringe. Die Fachwelt spricht von
einem „Schmidt-Gruhle-Effekt“.

Das gleitende Mittel der Sonnenfleckenzahl zwischen den Jahren 1500 und
2000 (Abbildung oben) stimmt gut mit den bekannten Effekten des Maunder-
Minimums (1645 bis 1715) und des Dalton-Minimums (1790 bis 1830) der
Sonnenaktivität überein und legt die Existenz eines Zyklus zwischen 50
und 70 Jahren nahe. Verlängert man die Kurve um die 210 Jahre des
bekannten Suess-DeVries-Zyklus (siehe die untere Abbildung), dann müsste
das nächste Dalton- Minimum zwischen 2030 und 2050 eintreten.

Überflüssig, darauf hinzuweisen, dass der Bildband eindrucksvoll die
Forschungsergebnisse unserer Freunde Henrik Svensmark, Nicola Scafetta,
Fritz Vahrenholt, Sebastian Lüning und Horst Lüdecke bestätigt. Burghart
schätzt, dass die Klimaentwicklung zu über 80 Prozent von den Zyklen der
Sonne abhängig ist.

Burghart Schmidt und Holger Douglas: 3000 Jahre Klima-Achterbahn. CO2
ist nur Sündenbock. Neusatz-Verlag, Stuttgart 2025. 126 Seiten. ISBN-13:
978-3-948090-07-4. info@neusatzverlag.de
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Die Kernkraft und die CDU/CSU –
Reaktivierung jetzt oder nie (1)
geschrieben von Admin | 4. April 2025

Wenn die Herren Merz, Söder, Aiwanger und Linnemann in Sachen Kernkraft
jetzt nicht handeln, dann wollten sie nie handeln und haben nur so getan
als ob. Eine kurze Geschichte der Energiepolitik-Klempner.

von Manfred Haferburg

In den neunziger Jahren hatte Deutschland wohl das sicherste und
günstigste Stromnetz der Welt mit einem gesunden Energiemix. Seit der
rot-grünen Regierung Schröder im Jahre 2002 schrauben völlig unkundige
Ideologen und machtversessene Größenwahnsinnige unverdrossen an der
Energiepolitik herum und führen mit ihren Fehlentscheidungen das Land in
eine wirtschaftliche Katastrophe. Die deutsche Energieversorgung gleicht
einer Achterbahn ohne jede Sicherheitseinrichtung.

Im Jahre 1961 geht das erste deutsche KKW Kahl in Betrieb.1.
Im Jahr 1965 wird Franz-Joseph Strauß (CSU) der erste deutsche2.
„Atomminister“. Die politische Atomeuphorie begann.
1965 bis 1985 breite politische Unterstützung der Kernkraft – Bau3.
von 17 Kernkraftwerken, die 30 Prozent Stromerzeugung aus
Kernenergie ermöglichten.
Ab 1975 beginnt die Antiatomkraftbewegung mit der Besetzung des4.
Bauplatzes des KKW Whyl, was schließlich auch zur Gründung der
Grünen führt.
1985 wechselt die SPD ins Anti-Atom-Lager und verhindert die5.
Inbetriebsetzung des fertiggestellten schnellen Brüters in Kalkar
durch Obstruktion mittels der Genehmigungsbehörde. Durch die
blockierten Teilerrichtungsgenehmigungen explodieren die Kosten auf
das 14-fache des ursprünglichen Preises.

Im Jahr 2000 begann mit dem Erneuerbaren-Energie-Einspeisegesetz die
Energiewende, das Ziel der Netto-Null-CO2-Emmissionen wurde ausgerufen.

Im Jahre 2002 beschloss Rot/Grün unter Schröder mit dem Atomkonsens1.
den Kernenergieausstieg.
Im Jahr 2010 beschloss Schwarz/Rot unter Merkel eine2.
Laufzeitverlängerung für die Kernkraftwerke um acht bzw. 14 Jahre.
Im Jahr 2011 beschloss die gleiche Regierung einen Tag nach dem3.
Tsunami in Japan, die Laufzeitverlängerung rückgängig zu machen,
schaltete acht Kernkraftwerke verfassungswidrig sofort ab und
beschloss eine sukzessive Abschaltung der verbleibenden
Kernkraftwerke zum Ende des Jahres 2022.

https://eike-klima-energie.eu/2025/04/02/die-kernkraft-und-die-cdu-csu-reaktivierung-jetzt-oder-nie-1/
https://eike-klima-energie.eu/2025/04/02/die-kernkraft-und-die-cdu-csu-reaktivierung-jetzt-oder-nie-1/


Im Jahr 2020 begann mit dem Kohleausstiegsgesetz der Kohleausstieg
parallel zum Kernenergieausstieg.

Im Jahre 2022 beschloss die Ampelregierung eine Laufzeitverlängerung1.
der letzten drei Kernkraftwerke um 3 ½ Monate. Am 15. April 2023
wurden die letzten drei Kernkraftwerke stillgelegt.

17 Kernkraftwerke mit ca. 20 Gigawatt Kraftwerksleistung wurden
vernichtet. Die Kernkraftwerke waren durchschnittlich 32 Jahre alt, als
sie verschrottet wurden. Sie hätten gut und gerne noch 30 Jahre sicher
produzieren können. Seit 2020 wurden in Deutschland zwölf große
Kohlekraftwerksblöcke mit einer Gesamtleistung von etwa 15 GW
stillgelegt und damit nahezu die gesamte Grundlastnetzreserve
abgeschafft. Dafür wurden 30.000 Windräder mit einer installierten
Leistung von ca. 75 Gigawatt und 4,7 Millionen Solarpaneele mit einer
installierten Leistung von ca. 95 Gigawatt gebaut – also in Summe ca.
170 Gigawatt Leistung installiert.

Je nach Wetter und Tageszeit stehen davon 0,5 Prozent bis 100 Prozent
zur Verfügung, ein Umstand, der das Netz nahezu unregelbar macht, da
immer sekundengenau die Menge Strom erzeugt werden muss, die gerade
verbraucht wird – sonst droht der Blackout. Der normale Verbrauch an
einem Werktag beträgt in Deutschland ca. 75 Gigawatt. Wegen drohender
Dunkelflauten sollen nun 20 Gigawatt Gaskraftwerke gebaut werden – das
sind 50 große Gasturbinen-Blöcke –, die aber spätestens 2045 wieder
abgerissen werden sollen, von denen keiner weiß, wer sie bezahlen soll
und wo das Gas für sie herkommt.

Dieser absurde Dilettantenstadl hat die Deutschen bisher mehr als eine
Billion Euro gekostet. Vom Netto-Null-Ziel ist Deutschland immer noch
mehr als 80 Prozent entfernt. Gleichzeitig ist Deutschland auf einem der
letzten Plätze im CO2-Ausstoß pro Kilowattstunde Strom.

CDU/CSU: Das Wort Kernenergie kommt nicht mehr vor

Langsam reicht es mit der Wählertäuschung. Wenn die Herren Merz, Söder,
Aiwanger und Linnemann in Sachen Kernkraft jetzt nicht handeln, dann ist
eines sonnenklar – sie wollten nie handeln und haben nur so getan als
ob. Um die Wähler an der Nase herumzuführen.

Im Wahlprogramm hat die CDU/CSU geschrieben: „Wir halten an der
Option Kernenergie fest. Dabei setzen wir auf die Forschung
zu Kernenergie der vierten und fünften Generation, Small Modular
Reactors und Fusionskraft-werken. Die Wiederaufnahme des Betriebs der
zuletzt abgeschalteten Kernkraftwerke prüfen wir“.

Und wenn sie nicht gestorben sind, dann prüfen sie noch heute… Im
Positionspapier der neuen schwarz-roten Schrampelkoalition kommt das
Wort Kernenergie nicht mehr vor. Im Entwurf des Koalitionsvertrages
besitzen sie die Frechheit, von den Energieversorgern einen
„freiwilligen“ Rückbaustopp zu fordern. Das bedeutet, dass die



Energieversorger die Kosten für die völlig verfehlte Kernenergiepolitik
des Abrissstopps freiwillig übernehmen sollen.

Ausreden, die ein CDU/CSU-Nichthandeln kaschieren sollen

„Die Kernkraftwerke sind nicht mehr sicher“.

Dies waren glatte Fake-News von Habeck und Schulz, aufbauend auf
verfälschten Gutachten ihrer eigenen Behördenmitarbeiter. Dies wurde
durch einen Bundestagsuntersuchungsprozess festgestellt.

„Die Beschaffung von Brennstoff dauert Jahre“.

Dies ist ebenfalls unwahr. Die Hersteller Westinghouse und Framatome
haben Angebote unterbreitet, Brennelemente in sechs Monaten zu liefern.

„Die Betreiber lehnen die Wiederinbetriebnahme der Kernkraftwerke ab“.

Dies stimmt. Es ist aber auch nicht verwunderlich nach der 20-jährigen
politischen Achterbahnfahrt mit Ausstiegsbeschluss (Regierung Schröder),
Laufzeitverlängerung (Regierung Merkel), Sofortabschaltung nach
Fukushima (Regierung Merkel), Ausstiegsbeschluss (Regierung Merkel),
kurze Laufzeitverlängerung (Ampel) und endgültiger Ausstieg April 2023
(Ampel). Es besteht aber die Möglichkeit eines Weiterbetriebes unter der
Leitung des Staates.

„Ein Rückholen der Kernkraftwerke ist nicht möglich, da der Rückbau
schon zu weit fortgeschritten ist“.

Dies stimmt nicht, es wurde nicht geprüft, da es nicht untersucht werden
sollte. Eine Untersuchung ist nur möglich, wenn der Rückbau gestoppt
wird, weil sich sonst ständig durch den fortschreitenden Rückbau die
Untersuchungsbedingungen ändern. Hier spielt die CDU/CSU aus
machttaktischen Erwägungen auf Zeit, wohl wissend, dass die Umkehr zur
Vernunft mit fortschreitendem Rückbau immer schwieriger und teurer wird.

Was sagen die echten Fachleute, sind die Kernkraftwerke rückholbar?

Die wirklichen Fachleute sagen: Wenn die Energiewende gerettet werden
soll, geht das nur mit Kernenergie.

Welt-Online schreibt hinter der Bezahlgrenze über die
Wiederinbetriebnahme der KKW: „Rückkehr zur Atomkraft? Dieses Angebot
macht ein Comeback plötzlich realistisch. Die führenden Kerntechnik-
Konzerne stehen für eine schnelle Wiederbelebung der deutschen
Atomkraftwerke bereit. Das geht aus einer Stellungnahme hervor, die WELT
exklusiv vorliegt. Sechs Meiler könnten demnach noch bis 2030 ans Netz
gehen. Politisch bleibt das Thema umstritten”.

Kern D zitiert in einer Veröffentlichung führende Manager aus der
Branche: „Fakt ist: Die Wiederinbetriebnahme von bis zu sechs

https://www.welt.de/wirtschaft/plus255793248/Atomkraftwerke-Deutscher-Neustart-Bereits-vor-2030-moeglich.html
https://kernd.de/de/mit-dem-kernkraft-neustart-die-klimaziele-2045-erreichen/


Kernkraftwerken ist technisch sicher möglich. Doch die Zeit drängt.
Wichtig ist der Neustart-Check, die sofortige Auszeit im Rückbau. Je
schneller die Entscheidung fällt, desto weniger Geld kostet es – und
desto früher können die grundlastsichernden, klimafreundlichen und strom-
kostensenkenden Kraftwerke wieder ans Netz gehen.“

Thomas Seipelt, NUKEM Engineering GmbH: „Die Kernkraft kann viel zu den
deutschen Klimazielen beitragen und würde die Kosten für die
Stromversorgung dabei sogar senken.“

Carsten Haferkamp, Geschäftsführer der Framatome GmbH: „Als Erbauer der
deutschen Kernkraftwerke ist Framatome mit den Anlagen vertraut und
verfügt über die Kompetenzen, um die notwendigen Schritte zu einer
sicheren Wiederinbetriebnahme der Anlagen umzusetzen“.

Dr. Jörg Harren, Geschäftsführer der Urenco Deutschland GmbH: „Eine
Versorgung der Kraftwerke mit Kernbrennstoff ist ohne Weiteres möglich
(auch unabhängig von Russland)

Dr. Martin Pache, Geschäftsführer der Westinghouse Electric Germany
GmbH: „„Kernenergie wäre in Deutschland die perfekte Ergänzung zu den
erneuerbaren Energien. Der Neustart von Kernkraftwerken ist bereits vor
2030 möglich – ohne Abstriche bei der nuklearen Sicherheit.“

Dr. Aldo Weber, Geschäftsführer der Siempelkamp NIS
Ingenieurgesellschaft mbH: „Auch die kerntechnischen Lehrstühle und
Forschungseinrichtungen stehen bereit, mit Ausbildungs-möglichkeiten und
ihrem Know-how eine Wiedernutzung der Kernkraft zu ermöglichen.“

Dr. Thomas Walter Tromm, Programmsprecher Nukleare Entsorgung,
Sicherheit und Strahlenforschung (NUSAFE) am Karlsruher Institut für
Technologie: „Die Wiederinbetriebnahme von Kernkraftwerken in
Deutschland bringt wirtschaftlichen Nutzen sowie Vorteile für die Umwelt
und wird die Kompetenzerhaltung und -entwicklung wesentlich und effektiv
fördern. Diese Gelegenheit, international Anschluss zu halten, sollte
Deutschland nicht verstreichen lassen.“

Dr. Axel Pichlmaier, Technischer Direktor der Forschungs-Neutronenquelle
Heinz Maier-Leibnitz: „Deutschland braucht Forschungsreaktoren für
Anwendungen in Forschung, Medizin und Industrie. Die Synergie mit
Kernkraftwerken hätte großen Nutzen.“

Frank Apel, Vorstandsvorsitzender der Kerntechnischen Gesellschaft
e.V.: „Die deutsche Fachcommunity in der Kerntechnik unterstützt eine
Wiederinbetriebnahme unserer sicheren Kernkraftwerke nachdrücklich.“

Energiepolitik ist ein moralischer Imperativ

Liebe Politiker von der CDU/CSU, ich werde Euch jetzt einmal etwas
Grundsätzliches ins Stammbuch schreiben: Energiepolitik ist moralischer
Imperativ, eine Langzeitstrategie und darf niemals als Tagespolitik



missbraucht werden. Die Prinzipien einer gut funktionierenden
Energieversorgung müssen unabhängig von individuellen Wünschen oder
Zielen eingehalten werden. Energiepolitik muss in Generationen gedacht
werden und gehört nicht in die Hände von Gesellschaftsklempnern.

Es dauert ca. sechs Jahre, ein Kraftwerk zu bauen. Dann kann dieses
Kraftwerk 60 Jahre Strom zum Wohle der Gesellschaft erzeugen. Liebe
Politiker, das bedeutet 66 Jahre Lebenszeit für ein Kraftwerk.

66 Jahre sind 16 Legislaturperioden! Es dauert nur einen Tag, um ein
Kraftwerk zu vernichten. Ihr habt in weniger als 10 Jahren schon fast
die Hälfte aller Kraftwerke kaputtgemacht.

Wer Energiepolitik in Legislaturperioden denkt, zerstört das Rückgrat
der Volkswirtschaft. Ihr seid derzeit dazu auf einem sehr abschüssigen
Weg. Ich möchte nicht in Eurer Haut stecken, wenn Euch die Energiewende
um die Ohren fliegt.

Lesen Sie demnächst im Teil 2: Die Kernkraft und die CDU/CSU – jetzt
aber mal Butter bei die Fische – Der Dual-Fluid-Reaktor
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Insolvenz trotz
Milliardensubventionen
geschrieben von Admin | 4. April 2025

Vom Geldsegen zum Kapitalvernichter: Deutsche Windkraftfirmen im Abwind

Viele Windkraftfirmen stecken in der Krise. Schlecht bestellt ist es
dabei nicht nur um die Finanzen der Betreiber, sondern mitunter auch der
Hersteller. Ein Risiko für Kommunen, die in der Windkraft vielfach
risikolose Pachteinnahmen sehen.

Von Klaus H. Richardt, Tim Sumpf

Die meisten deutschen Städte und Gemeinden sind chronisch knapp bei
Kasse und ächzen unter den von Bund und Land aufgebürdeten Soziallasten.
Da scheint es nur umso verständlicher, dass die Kommunen Ausschau halten
nach möglichst risikoarmen Zusatzeinnahmen. Die Windkraft scheint solch
eine Möglichkeit zu sein und verspricht, mit sicheren Pachteinnahmen den

https://www.achgut.com/artikel/die_kernkraft_und_die_cdu_csu_reaktivierung_jetzt_oder_nie_1
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Stadtsäckel zu füllen. Die Windkraft gleicht jedoch eher einem
Glücksspiel, denn einer sicheren Geldanlage, wie nachfolgende
Ausführungen zeigen:

Die enormen Betriebsrisiken von Windkraftanlagen sind inzwischen
bekannt. Dazu gehören Brände durch Blitzschlag, Entzündung und Auslaufen
von Betriebsmitteln. Als Brandschutzmaßnahme genügt indes ein
Feuerlöscher in der Gondel und einer am Eingang, obwohl die Feuerwehr
bei Bränden nicht mehr in den hohen Turm vordringen kann. Gesprochen
wird darüber selten. Häufige Schadensbilder sind zudem Flügel- und
Gondelabstürze sowie die Umweltverschmutzung und Gesundheitsgefahren
durch Flügelabrieb und Infraschall.

Nicht nur die technischen, auch die finanziellen Risiken der Windkraft
werden dabei häufig ausgeklammert. Hier ist insbesondere zu nennen, dass
die Betreiberfirmen in der Regel mit wenig Kapital ausgestattet sind und
– genau wie die großen Lieferfirmen – nahe an der Insolvenz agieren.

Kein Stadtkämmerer würde indes eine große Baufirma mit dem Bau eines
Industrieparks beauftragen, wenn deren Finanzausstattung die
Vorfinanzierung oder den Weiterbau eines Großprojektes infrage stellt.
Nur bei Windkraftanlagen ist das anders. Möglicherweise weil die
Kommunen vermeintlich risikolos Grundstücke für mehrere Zehn- bis über
Hunderttausend Euro pro Jahr verpachten, das Bau-/Betriebsrisiko aber
bei der Betreiberfirma verbleibt.

7 Hersteller, 67 Gigawatt, 27.000 Windräder
Die in Deutschland installierten Windturbinen stammen im Wesentlichen
von nur sechs Firmen: Enercon, General Electric, Nordex, Senvion,
Siemens und Vestas. Gemeinsam installierten sie in den vergangenen 35
Jahren knapp 26.000 Windkraftanlagen mit einer Nennleistung von über 65
Gigawatt (GW) auf deutschem Boden und Gewässern.

Das siebte Unternehmen, das seit 1990 über 1.000 Anlagen in Betrieb
genommen hat, die NEG Micon Deutschland GmbH, verzeichnete
nach Brancheninformationen im vergangenen Jahrzehnt lediglich
Rückbautätigkeiten und soll deshalb im Folgenden nicht weiter betrachtet
werden.

https://www.epochtimes.de/meinung/100-kg-abrieb-pro-jahr-so-viele-partikel-verteilt-eine-grosse-windkraftanlage-an-die-umgebung-a4944050.html
https://www.epochtimes.de/wissen/technik/infraschall-aus-sicht-eines-physikers-die-unhoerbare-gefahr-a4999657.html
https://www.marktstammdatenregister.de/MaStR/Einheit/Einheiten/ErweiterteOeffentlicheEinheitenuebersicht
https://www.windbranche.de/hersteller/standortkarte-neg-micon-deutschland-gmbh?jahr=2024


Wichtigste Hersteller von Windkraftanlagen für Deutschland. Foto:
ts/Epoch Times, Daten: Marktstammdatenregister

1. Enercon

Das Unternehmen verzeichnet seit 2018 herbe Verluste. Die Verluste in
den Jahren 2022 (-514 Mio. €) und 2021 (-569 Mio. €) wurden durch einen
Gewinnvortrag und Staatshilfen in Höhe von 500 Millionen Euro aus dem
Wirtschaftsstabilisierungsfonds ausgeglichen. Enercon führte diese
Verluste auf coronabedingt später installierte 100 Windkraftwerke
zurück. Wenn das in den Folgejahren so weitergeht, benötigt Enercon
frisches Kapital oder muss Insolvenz anmelden.

Der Hauptanteil der Windkraft-Tätigkeit von Enercon findet in
Deutschland statt. Anspruchsvolle Kunden und Projektrisiken gibt es
jedoch auch in anderen Staaten. So feierte Enercon Anfang des Jahres mit
der Installation der 1.205. Windturbine in der Türkei das Überschreiten
von drei GW installierter Leistung.

Derzeit baut Enercon im Rahmen der EU-Finanzierung PNRR sieben E-160 EP5
mit einer Gesamtkapazität von über 38 MW in Cudalbi Culati im Osten
Rumäniens und ist am Windpark Markbygden 1 in Schweden beteiligt. Dort
sah der Stromliefervertrag mit Norsk Hydro feste Lieferkontingente vor,
die mangels Wind jedoch nicht geliefert werden konnten und hohe
Ersatzbeschaffungskosten verursachten. Wegen hoher Verluste wird
Markbygden 1 gerade reorganisiert.

Anmerkung der Redaktion: Zum aktuellen finanziellen Zustand von Enercon
sehe man auch die Analyse von Ansgar Neuhof hier 

2. Vestas Deutschland GmbH

Vestas hat im Jahr 2022 mit einem Verlust von 1,57 Milliarden

https://www.lobbyregister.bundestag.de/media/16/74/385487/ENERCON-GmbH_Jahresabschluss_2022.pdf
https://www.lobbyregister.bundestag.de/media/16/74/385487/ENERCON-GmbH_Jahresabschluss_2022.pdf
https://www.enercon.de/de/news/enercon-feiert-3-gw-meilenstein-in-der-turkei
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https://www.iwr.de/news/vestas-umsaetze-gehen-2022-um-7-prozent-zurueck-nettoverlust-von-ueber-1-mrd-euro-keine-dividende-news38223


Euroabgeschlossen, bei einem Umsatz von 14,49 Milliarden Euro. Der Krieg
in der Ukraine sowie Werksschließungen in Europa, China und Indien
hätten zu hohen Kosten und Abschreibungen geführt. Insgesamt hat Vestas
2023 mit einem – leicht – positiven Ergebnis abgeschlossen, was bereits
im zweiten Jahr keinerlei Dividende ermöglichte.

3. Nordex AG

Das operative Ergebnis der Nordex AG ist seit 2018 negativ. Gleichzeitig
stieg der Umsatz von 2,46 (2018) auf 6,5 Milliarden Euro (2023).
Boerse.de stuftNordex seit Jahren als Kapitalvernichter ein.

4. Siemens Gamesa

Siemens Gamesa, ein Tochterunternehmen von Siemens Energy, verbuchte im
abgelaufenen Geschäftsjahr 23/24 (bis 30.09.2024) einen Verlust von 1,8
Mrd. €, der von der Muttergesellschaft Siemens Energy durch
Beteiligungsverkäufe aufgefangen werden konnte. Siemens Energy hatte im
Vorjahr 22/23 Verluste in Höhe von 4,5 Mrd. € eingefahren, die
hauptsächlich auf Qualitätsprobleme bei Siemens Gamesa zurückzuführen
waren, weshalb der Mutterkonzern Siemens Energy in finanzielle
Schwierigkeiten geriet, die mit Staats- und Bankgarantien behoben
wurden.

So erhielt Siemens Energy Ende 2023 die Zusage über Garantien in Höhe
von 15 Milliarden Euro. Diese stammten überwiegend aus dem privaten
Sektor, wobei der Bund wiederum Rückgarantien über 7,5 Milliarden Euro
übernahm. Auch der ehemalige Mutterkonzern Siemens beteiligte sich an
den Garantien.

5. Senvion AG

Senvion AG, einer der Pioniere der Windkraft in Deutschland, ging im
April 2019 pleite. Teile des Unternehmens gingen an Siemens Gamesa. Der
Rest wurde abgewickelt.

6. General Electric

Der Hersteller von Windkraftanlagen GE Wind Energy GmbH, kurz GE Wind,
ist ein und Tochterunternehmen von General Electric. Seit der Übernahme
der Energiesparte von Alstom bietet das Unternehmen mit Sitz im
niedersächsischen Salzbergen auch Offshoreanlagen an. Der
Windenergieanlagenhersteller entstand aus den ehemaligen Firmen Tacke
Windtechnik (Deutschland) und Zond (1980 in den USA gegründet), die im
Oktober 1997 von Enron aufgekauft worden waren. Nach der Enron-Insolvenz
wurde deren Windsparte im Juni 2002 von General Electric übernommen.

GE-Wind ist weiterhin weltweit der größte und erfolgreiche Hersteller
von Windenergieanlagen und durch seinen Mutterkonzern GE Vernova
finanziell abgesichert. Dessen Portfolio besteht aus Wind-, Wasser-,
Gas-, Dampf- und Kernkraftwerken sowie Netzausbaugesellschaften. Unterm

https://www.iwr.de/news/vestas-umsaetze-gehen-2022-um-7-prozent-zurueck-nettoverlust-von-ueber-1-mrd-euro-keine-dividende-news38223
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https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/11/20231114-bundesregierung-gewaehrt-siemens-energy-milliarden-buergschaft.html
https://www.epochtimes.de/wirtschaft/ende-der-schoenwetterphase-mehr-firmenpleiten-erwartet-a3093321.html


Strich schloss GE Vernova das vergangene Geschäftsjahr mit einem
positiven Ergebnis ab (+484 Mio. US$), blieb aber hinter den Erwartungen
zurück. Insbesondere die Windkraftsparte hatte auch 2024 erhebliche
Schwierigkeiten und verzeichnete einen Verlust von 588 Millionen US-
Dollar.

Schlechte Bedingungen für Windkraft
Im Herbst veröffentlichte die Deutsche Windguard im Auftrag des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz
den Bericht„Kostensituation der Windenergie an Land“. Einerseits
beleuchtet dieser die Randbedingungen und die Kostensituation der
Windkraft in Deutschland.

Andererseits räumt der Bericht mit dem Märchen auf, dass
Windkraftanlagen billigst – für 2 bis 4 Cent pro Kilowattstunde (ct/kWh)
– Strom erzeugen würden. In Wirklichkeit sind die Kosten viel höher.
Demnach betragen selbst an einem idealen Standort
die Stromgestehungskosten über 5 ct/kWh. An einem schlechten Standort
liegen sie mit über 11 ct/kWh nochmals deutlich darüber.

Der Vergleich der Stromgestehungskosten mit der EEG-Vergütung und den
mittleren Börsenstrompreisen – mit Spitzen aufgrund des Krieges in der
Ukraine – verdeutlicht, dass ein schlechter Standort langfristig nicht
kostendeckend betrieben werden und ein durchschnittlicher Standort
gerade noch existieren kann. Das war auch der Grund, weshalb früher
in Schwachwindgebieten wie Bayern und Baden-Württemberg keine Windräder
installiert wurden und der größte und profitabelste Hersteller – General
Electric – in Deutschland verhältnismäßig wenige Anlagen betreibt.

Wie viel Fläche Deutschland für die Windkraft geeignete Bedingungen
aufweist, erfasste das Fraunhofer-Institut für Energiewirtschaft und
Energiesystemtechnik IEE im Auftrag des Bundesverbandes WindEnergie.

Als Starkwindgebiete zählen dabei Gebiete mit mittleren
Windgeschwindigkeiten in Nabenhöhe 150 Meter von über 8,5 Meter pro
Sekunde. Dies wird flächendeckend nur in der Norddeutschen Tiefebene
erreicht sowie in wenigen Gebieten der Mittelgebirge. In weiten Teilen
Süddeutschlands weht der Wind hingegen mit durchschnittlich unter 6,5
m/s. In Baden-Württemberg gilt dies für fast die Hälfte (47,2 Prozent)
der Landesfläche, im flächengrößten Bundesland Bayern für über ein
Drittel (36,7 Prozent), sowie deutschlandweit für etwa ein Siebtel der
Fläche.
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Mittlere Windgeschwindigkeiten in 150 Meter Höhe in Deutschland. Foto:
ts/Epoch Times nach Fraunhofer IEE (2022), Global Wind Atlas, GeoBasis-
DE/BKG (2021)

Probleme in Deutschland? Hausgemacht!
Durch die veränderte Versorgungslage nach dem Ukrainekrieg sind die
Hauptinvestitionskosten für Windkraft inklusive Fundament seit 2020 von
1.000 Euro pro Kilowatt installierter Leistung (€/kW) auf 1.230 €/kW im
Jahr 2024 gestiegen – nachdem sie seit 2015 kontinuierlich gesunken
waren. Die Investitionsnebenkosten, darunter fallen Planung,
Netzanbindung, Infrastruktur, Kompensation und sonstige Kosten, haben
sich in den vergangenen zehn Jahren von rund 260 €/kW auf 506 €/kW
nahezu verdoppelt.

Für den Bau eines Windrades kommen so nunmehr Kosten von insgesamt 1.736
€/kW zusammen. Hinzu kommen laufende Kosten für Wartung und
Instandhaltung, Pachten, Versicherung, Stromvermarktung und
Betriebsführung sowie Rückbau im mittleren zweistelligen Bereich pro
Kilowatt. Für eine einzelne Turbine vom Typ Vestas V172 oder eine
vergleichbare 7,2-MW-Anlage belaufen sich die Investitionen somit auf
rund 12,5 Millionen Euro. In den folgenden 20 Betriebsjahren werden



weitere rund 7,5 Millionen Euro benötigt.

Zusätzliche zu Buche schlagen jedoch auch die Integrationskosten für
Stromnetz und Speicher. Für den Netzausbau werden laut
Bundesrechnungshof etwa 460 Milliarden Euro fällig. Für Speicher kommen
bei Kosten von rund einer Million Euro pro Megawattstunde und einer
nötigen Speicherkapazität von gut 19,5 Terawattstunden, um eine 14-
tägige Dunkelflaute ausgleichen zu können, weitere 19,5 Billionen Euro
hinzu. Somit ist für Windkraft und Solar mit Zusatzkosten in Höhe von
rund 20 Billionen Euro zu rechnen. Damit ist das Märchen vom billigen
„erneuerbaren Strom“ endgültig ausgeträumt.

Lesen Sie auch
Solarstrom in Deutschland 40-mal teurer als Strom aus Gas

Strompreis von 4 Euro: Kilowattstunde so teuer wie ein Eis?

Teillastbetrieb verteuert konventionelle
Kraftwerke
Gestiegen sind indes nicht nur die Kosten für Windstrom, sondern auch
die Strompreise anderer Kraftwerke, jedoch aus ganz anderen Gründen.
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Die Darstellung beruht auf den in verschiedenen Arbeiten angegebenen
oberen Grenzwerten. Es fällt auf, dass die Kosten für Kohlestrom von
2011 bis 2018 nahezu konstant geblieben und danach steil angestiegen
sind. Dies lag an der neuesten Generation von Steinkohlekraftwerken, die
nach dem Kernkraftausstieg 2011 in Rekordzeit entwickelt, ab 2015 in
Betrieb genommen und seit 2021 wegen des Kohleausstiegs wieder
verschrottet werden.

Dass die Kosten nach 2018 stiegen, liegt am Vorrang der Erneuerbaren,
die jedoch nur auf rund 1.500 Betriebsstunden pro Jahr kommen, gegenüber
8.000 Stunden Vollauslastung von Kohlekraftwerken bei jetzt verdoppelten
Kohlepreisen. Betriebsbereitschaft als Reservekraftwerk bedeutet, das
Kraftwerk bei vollen Nebenkosten 365 Tage im Jahr in Schwachlast
nebenher laufen zu lassen. Dies ist notwendig, um Kaltstarts mit
erhöhtem Verschleiß zu vermeiden, bringt jedoch kein Geld ein. Folglich
sind die Kosten pro Kilowattstunde höher als bei Volllast im ganzen
Jahr.

Die gleiche Tendenz niedrigerer Stromkosten bei höherer Auslastung
thermischer Kraftwerke zeigt sich in einer Fraunhofer-Studie vom Juli
2024, allerdings unter Einbeziehung der CO₂-Abgabe und unrealistischer,
kurzer Betriebszeiten thermischer Kraftwerke. Bei den Gaskraftwerken
verhält es sich ähnlich. Sie liefen 2024 nur etwa 1.100 Stunden, könnten
aber auch 8.000 von 8.760 Stunden im Jahr laufen, wobei der Gaspreis
wieder auf dem niedrigen Niveau des Jahres 2017 ist.

Fazit
Wer in Deutschland Windkraftwerke liefert und betreibt, läuft volles
Pleiterisiko. Die erzielbaren Erträge an Land unterschreiten die
tatsächlichen Kosten bei Weitem. Entscheidet sich der Betreiber dann
noch für einen Schwachwindstandort, kann er eigentlich nur verlieren.

Die vier größten Anbieter auf dem deutschen Markt, Enercon, Vestas,
Nordex und Siemens Gamesa, kämpfen mit Verlusten und
Garantieverpflichtungen. Senvion Deutschland ist seit 2019 pleite und
abgewickelt, nur General Electric macht wegen starkem Auslands- und
geringem Deutschlandgeschäft stabile Gewinne.

Die Verpächter der Betriebsflächen für Windkraft verdienen indes an den
hohen Pachtgebühren, sind aber immer haftbar für entstehende Schäden
oder Rückbau, sobald der Pächter pleitegeht. Und diese Nachhaftung kann
sehr teuer werden, wenn Gerichte entscheiden, dass

der Mikroplastikabrieb der Windräder die Wälder und Felder vergiftet
und aufwendig entsorgt werden muss,
Infraschall und Schlagschatten die Anwohner und Tiere schädigen und
krank machen, die dafür entschädigt werden müssen,
Schadensfälle wie Brand, Gondel-, Flügelabsturz und/oder
Umweltkontamination hohe Fremdkosten verursachen,
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der Rückbau aufgegebener Baustellen oder kompletter Kraftwerke
mangels Masse in der Betreibergesellschaft von der Kommune
übernommen werden müssen.

Windkraft schädigt damit nicht nur die Umwelt und möglicherweise das
Klima, sie schädigen auch wegen des unzureichenden Ertrags und den zu
hohen Kosten die Anleger und Konsumenten. Wirtschaft und Verbraucher
leiden ihrerseits unter zu hohen Erzeugungskosten, bei zusätzlich hohem
Ausfall-, Brown- und Blackout-Risiko.

Das heißt nicht, dass Windkraftanlagen per se schlechte Erträge bringen,
sowohl finanziell als auch energetisch. General Electric beweist das
Gegenteil, aber eben dort, wo der Wind richtig bläst.

In Deutschland sind im Sinne der Bezahlbarkeit und
Versorgungssicherheitthermische Kraftwerke jedoch die bessere Option,
wobei die vorhandenen Windräder – so sie sinnvolle Erträge bringen – als
Ergänzung dienen können. Nicht andersherum. Fakt ist jedoch auch, dass
die Vernunft den Bau neuer Anlagen verbietet und der Abriss und
vollständige Rückbau bestehender Anlagen an ungünstigen Standorten,
einschließlich Fundament und Zuwegung, angebracht ist.

Dieser Artikel erschien im Original auf epochtimes.de unter dem Titel
„Vom Geldsegen zum Kapitalvernichter: Deutsche Windkraftfirmen im
Abwind“. Zweitveröffentlichung mit freundlicher Genehmigung der Autoren.
mit Verlinkung zu
https://www.epochtimes.de/wirtschaft/vom-geldsegen-zum-kapitalvernichter
-deutsche-windkraftfirmen-im-abwind-a5072804.html,

sowie um Anpassung bzw. Ergänzung der zweiten Autoren-Info: Dipl.-Ing.
Tim Sumpf, Jahrgang 1992, studierte Wirtschaftsingenieurwesen mit den
Schwerpunkten Erneuerbare Energien, Nachhaltigkeit und
Kreislaufwirtschaft. Als Chefredakteur Wissen der deutschen Epoch Times
und Statistiker des Hauses berichtete er neben den genannten Themen
unter anderem über Klima, Forschung und Technik.

Über den Erst-Autor

Dipl.-Ing. Klaus Hellmuth Richardt, geboren 1951 in Offenbach, war 38
Jahre an der Entwicklung, dem Vertrieb, dem Bau, dem Betrieb und der
Modernisierung von Wasserkraft- und thermischen Kraftwerken beteiligt.
Seine Arbeit umfasste Nuklear-, Kohle-, Öl-, Müll-, Gas-, Kombi- und
Solaranlagen weltweit. Er veröffentlichte bislang zwei Bücher, „Damit
die Lichter weiter brennen“ und „Grüne Volkswirtschaft“, und arbeitet an
einem weiteren
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Alles für den Machterhalt –
Schulden- und Schwindelkönig Merz:
Auch in der Energiepolitik bleibt es
beim Alten
geschrieben von Admin | 4. April 2025

 „Der Richtige zur richtigen Zeit“ stand auf CDU-Wahlplakaten, unter
einem freundlich blickenden Friedrich Merz. Das war genauso inhaltsreich
wie Habecks „Zuversicht“ oder Scholzens „Kanzler für Deutschland“.
Bereits kurz nach der Wahl wissen wir: Der CDU-Kandidat ist nun
Schuldenkönig und hat mehr als ein bisschen geschwindelt. Olaf heißt
jetzt Fritz.  

Von Frank Hennig

Als Tiger gestartet, als Bettvorleger gelandet. Friedrich Merz, Freund
markiger Worte und Ankündigungen, ließ sich von Rotgrün durch die Manege
führen. Er hatte anderes offenbar nicht vor. Wer auf einen
Politikwechsel hoffte, ist enttäuscht. Weder wird es eine Änderung der
Klimapolitik geben noch wird das ersatzlose Abschalten von
Kraftwerkskapazitäten enden. Die „Klimaneutralität“ 2045 bleibt als Ziel
bestehen und wird sogar ins Grundgesetz gehievt. „Klima“ schlägt
Preiswürdigkeit, Versorgungssicherheit und Umweltschutz.

In den Sondierungspapieren erfolgt stattdessen der gratismutige Hinweis
auf die Fusionstechnologie, deren kommerzielle Anwendung auch die
Mitglieder der Jungen Union wohl nur im Greisenalter erleben werden. Die
Haferburgsche „Fusionskonstante“ von 50 Jahren mag nach Erfolgen in
China und Frankreich inzwischen auf 40 geschrumpft sein, aber ein
funktionierender Prozess ist noch kein marktfähiges Kraftwerk. Anstatt
sich weiter an der internationalen Forschung im CERN bei Genf, im
französischen Cadarache und an Wendelstein 7 zu beteiligen, will die
neue Regierung offenbar als nachhängender Vorreiter nun selbst Forschung
starten lassen. Das wird in der kommenden Legislaturperiode keine
Ergebnisse bringen, es klingt aber irgendwie progressiv. Nach 2029 wird
es die CDU nicht mehr tangieren, da sie den Weg der italienischen
Democrazia Cristiana in die zunehmende Bedeutungslosigkeit gehen wird.

Die Formulierungen im Sondierungspapier geben die Richtung vor. Ein
unwirtschaftliches Energiesystem wird weiter gefördert,
Strukturänderungen sind nicht vorgesehen, es gibt keine Heranführung der
„Erneuerbaren“ an den Markt, keine Einsparungen, weniger Markt, dafür
mehr Staat, der die Bürokratie treibt.

Stattdessen Geld für alle: Betreiber „erneuerbarer“ Energieanlagen,
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Betreiber konventioneller Ersatzkraftwerke, gestützte Netzentgelte und
subventionierte Stromtarife für Groß- und Kleinkunden. Staatsgeld für
alle am System Beteiligten oder Betroffenen. Natürlich muss vieles
beantragt werden, Anträge müssen registriert, bearbeitet, entschieden
werden. Die Bürokratie wird wachsen statt schrumpfen. Waren früher
Unternehmen am Markt damit beschäftigt, ihre Produkte ständig zu
verbessern, um unter der (globalen) Konkurrenz zu bestehen, lenken sie
heute ihre Kreativität auf die optimierte Anzapfung von Fördertöpfen.
Das erspart das zähe Ringen am Markt. Die Tätigkeitsbezeichnung
„Förderlotse“ gibt es mit großer Wahrscheinlichkeit nur in Deutschland.

Im Papier ist die Rede vom „netzdienlichen“ Ausbau von Wind- und
Solaranlagen. Diese sind aber prinzipiell nicht netzdienlich, weil sie
keinerlei Systemdienstleistungen (Frequenz- und Spannungshaltung)
erbringen und ein fast hundertprozentiges Backup erfordern. Jede
Neuanlage muss zwingend angeschlossen werden, das wird auch die CDU
nicht ändern.

Aus Alibigründen verweist man auf den Ausbau von Bioenergie, Wasserkraft
und Geothermie, wohl wissend, dass diese nur bescheidene Beiträge
liefern können. Der Traum von „bis zu“ 20 Gigawatt Gaskraftwerksleistung
bis 2030 wurde im Prinzip von der Vorgängerregierung übernommen. Wenn es
dann nur 2 Gigawatt werden, ist der Formulierung „bis zu“ allerdings
völlig entsprochen.

Die Forderung nach 50 neuen Gaskraftwerken ist ein Luftschloss. Wir
erinnern uns, dass hier Habeck-Vorgänger Altmaier den Schlaf des
Gerechten schlief und vom Ersatz für Atom und Kohle durch Grünen
Wasserstoff träumte. Nach ihm blieb Habeck untätig, bis dann doch die
Erkenntnis reifte, dass man sichernden Ersatz braucht. Keine Aussagen
gibt es im Sondierungspapier zum Entwurf des
Kraftwerkssicherheitsgesetzes. Kein Wort davon, weitere Abschaltungen zu
unterlassen, bis entsprechender Ersatz zur Verfügung steht, kein Wort zu
einem Kapazitätsmarkt. Ebenso kein Wort vom Wiedereinstieg in die
Kernkraft, das war nur der Köder, um noch einige Branchenkundige zur
„richtigen“ Stimmabgabe zu bewegen.

Mancher denkt nun, eine FDP im neuen Bundestag hätte hier zu
Sachlichkeit und Kursänderung verholfen, aber mit ihren Ex-Bundestags-
„Experten“ Lukas Köhler und Michael Kruse wäre das aussichtslos. Der
eine hasst die Kernkraft und verweist auf billigen Solarstrom aus
Portugal in Verbindung mit grünem Wasserstoff, der andere wollte
erfolglos das Kraftwerk Moorburg reaktivieren, fand aber die
Energiepolitik der Ampel am Ende ganz okay.

Im Sondierungspapier wird auch das Gebäudeenergiegesetz (GEG) nicht
erwähnt. Gut im Gedächtnis sind noch die Attacken der CDU/CSU-Fraktion
und die Ansage, dieses nach Machtübernahme sofort wieder abzuschaffen.
Nun kommt die Klimaunion und bezeichnet das Gesetz als notwendig. Dazu
kommen die Forderungen der Heizungsbranche, die die Investitionen in



Wärmepumpen gefährdet sieht, und der Kommunen, die mit den
Wärmeplanungen beschäftigt sind. Letztere sind auch ohne Gesetz
sinnvoll, wenn sie zu optimierten Lösungen führen und die
Technologieoffenheit bei den Wärmequellen sichern. Das GEG muss schon
deshalb weg, weil es zum Wertverfall von Immobilien und zur Verarmung
von Teilen der Bevölkerung führt. Stand die eigene, selbstgenutzte
Immobilie früher für Sicherheit im Alter, wird sie jetzt zum Risiko.

Mehr noch als die Abschaffung des GEG wäre die des
wachstumsvernichtenden Energieeffizienzgesetzes nötig, das für die
Unternehmen zwangsweise den Energieverbrauch deckelt.

Mehr Gas für Friedrich
Maßgeblich für die Lage der Energieversorgung wird die Verfügbarkeit von
Erdgas sein. Generell steht weniger Gas zur Verfügung. Die Felder in den
Niederlanden sind ausgefördert, die Trassen aus Norwegen durchgängig
ausgelastet und nach dem ukrainischen Transitstopp für russisches Gas
müssen nun die Slowakei, Tschechien und Österreich aus dem europäischen
Netz mitversorgt werden. Die Ukraine stoppte nicht nur den Transit, sie
griff auch militärisch die Turkstream-Leitung an, über die Länder des
Balkan einschließlich Ungarns via Türkei versorgt werden. Trotz dieser
preistreibenden Verknappung fordert die Ukraine Gas aus dem europäischen
Netz, wie auch Strom, der dort teilweise mit Erdgas erzeugt wird. Das
stößt in der Slowakei und Ungarn auf Missfallen und verstärkt den
Konflikt, der durch das Sprachengesetz in der Ukraine und der damit
einhergehenden Diskriminierung von Minderheiten ohnehin angespannt ist.

Wie könnte sich die Lage entspannen? Zum einen durch ein Kriegsende und
die Wiederaufnahme der Lieferungen von Röhrengas aus Russland. Auch ein
Umdenken in Deutschland bezüglich der Nutzung eigener Reserven durch
moderne Technologien (Fracking) würde helfen. Das ist aber nicht
absehbar nach dem nur vorgetäuschten Politikwechsel.

Aktuell neigt sich der Winter dem Ende zu, der Inhalt der Gasspeicher
auch. Am 15. März wurde die 30-Prozent-Marke unterschritten. Das reicht
für den Rest des Winters, hat aber Folgen für den Gaspreis im Sommer,
denn der bleibt durch den nötigen Bedarf zum Nachfüllen der Speicher
hoch. Zudem steigt der Bedarf, wenn weiter Kohlekraftwerksblöcke in
Deutschland abgeschaltet werden und bei der Stromproduktion ein
Brennstoffwechsel von Kohle auf Gas erfolgt. Dass damit dem Klima
geholfen ist, erweist sich als Trugschluss. Selbst Hans-Josef Fell als
Grüner und einer der Erfinder des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vertritt
seit langem die Meinung, dass Erdgas keinen Beitrag zum Klimaschutz
leistet.

Aber es helfen doch die „Erneuerbaren“? Im Sommer helfen sie zeitweise
sehr heftig, bis die Sonne untergeht. Viel Solarenergie gibt es vor
allem, wenn man sie nicht braucht. Am 3. März wurden in diesem Jahr in
der Mittagsspitze bereits 40 Gigawatt (GW) erreicht, der Höhepunkt zur



Sommersonnenwende im Juni 2024 lag noch bei 34 GW. Nun steigt die Sonne
täglich höher und mit ihr die Wahrscheinlichkeit von Hellbrisen, vor
denen selbst die Photovoltaik-Branche warnt.

Die Hoffnung auf vernunftbasierte energiepolitische Entscheidungen
sinkt, die deutschnationale Klimaarroganz behält die Oberhand und die
erkennbaren Folgen steigender Preise und einer ungebremsten
Deindustrialisierung halten an. Es gibt mit Friedrich Merz keine
Politikänderungen, sondern Konstanz in den Fehlentscheidungen.

Der Beitrag erschien zuerst bei TE hier
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